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Haupt- und Finanzausschuss 01.09.2016
Rat 08.09.2016
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 583/2016-2

    Stand 05.07.2016
 
Betreff 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer 
Zweitwohnungssteuer in der Stadt Bornheim vom 15.11.2012 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: 
Siehe Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat beschließt folgende 1. Satzung über die Änderung der Satzung über die Erhebung 
einer Zweitwohnungssteuer in der Stadt Bornheim vom 15.11.2012: 
 
1. Satzung vom ...... zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungs-
steuer in der Stadt Bornheim vom 15.11.2012  
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25.06.2015 (GV.NRW.S.496), der §§ 15, 16, 31 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332, 386/SGV NW 210), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.September 2015 
(GV. NRW. S. 666) und der §§ 1, 2, 3, 17 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW 1969, S. 712/SGV.NRW. 6140), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. 
Mai 2015 (GV.NRW. S. 448), hat der Rat der Stadt Bornheim in seiner Sitzung am  ..... fol-
gende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteu-
er beschlossen: 
 
Artikel I 
 
§ 2 Abs. 6 der 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwoh-
nungssteuer wird um folgende Nr. 6 ergänzt: 
 
6. Eine Zweitwohnung liegt auch dann nicht vor, wenn der Inhaber die Wohnung im Veranla-

gungszeitraum weniger als 6 Wochen für seinen persönlichen Lebensbedarf oder den 
seiner Familienmitglieder nutzt oder vorhält. 
 

Artikel II 
 
Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.10.2016 in Kraft. 
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Sachverhalt 
 
Im November 2015 trat das neue Bundesmeldegesetz (BMG) in Kraft, das das zuvor gelten-
de Melderechtsrahmengesetz abgelöst hat. Hierdurch wird eine redaktionelle Ergänzung der 
städtischen Zweitwohnungssteuersatzung notwendig, um darin begrifflich klar zu stellen, 
dass unterhalb der 6-Wochen-Grenze eine Zweitwohnung im Sinne der Satzung auch bei 
einer Nutzung durch Familienmitglieder nicht vorliegt, umgekehrt bei Überschreitung dieser 
Grenze allerdings schon. 
 
Die bisherige Regelung des § 2 Abs. 6 der Zweitwohnungssteuersatzung muss daher wie 
folgt ergänzt werden:  
"Eine Zweitwohnung liegt auch dann nicht vor, wenn der Inhaber die Wohnung im Veranla-
gungszeitraum weniger als 6 Wochen für seinen persönlichen Lebensbedarf oder den seiner 
Familienmitglieder nutzt oder vorhält." 
 
Der Städte- und Gemeindebund NRW hat mit Schnellbrief vom 29.03.2016 auf die Änderung 
des Melderechts sowie die Anpassung der Mustersatzung zur Zweitwohnungssteuer hinge-
wiesen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine   
 


